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	Der Rechnungshof und die BVV 



Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

Das Bezirksamt wird ersucht, die BVV über Prüfungstätigkeiten des Rechnungshofs in den einzelnen Abteilungen des Bezirksamtes generell im Rahmen von Mitteilungen zur Kenntnisnahme (MzK) zeitnah zu informieren. Die MzK sollen folgende Informationen enthalten:

1. Beginn und Prüfungsumfang 
2. Im Rahmen der Prüfung 

a. die wesentlichen Prüfungsfeststellungen

b. die Stellungnahme des Bezirks zu den Prüfungsfeststellungen

c. die Rückschlüsse aus den Prüfungsergebnissen für die weitere Arbeit des Bezirksamtes

Die Informationspflicht des Bezirksamtes gilt ab sofort und somit auch für bereits begonnene und noch nicht abgeschlossene Prüfungen.

Begründung:

Nach § 15 des Bezirksverwaltungsgesetzes hat die BVV nicht nur ein allgemeines Informationsrecht, sondern es besteht auch ein Recht auf unaufgeforderte Information durch das Bezirksamt über die wesentlichen Vorgänge des Bezirks.

Zu den wesentlichen Vorgängen im Bezirk gehört auch die regelmäßige Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes, dessen Prüfungsergebnisse zeitversetzt im Jahresbericht des Rechnungshofes veröffentlicht werden. Die Feststellungen und insbesondere Auflagen und Empfehlungen des Rechnungshofes bieten wesentliche Anregungen auch für die Arbeit der Bezirksverordnetenversammlung, die ebenfalls eine Kontrollpflicht gegenüber dem Bezirksamt hat.
Durch eine verspätete Information der BVV über den veröffentlichten Bericht des Rechnungshofes gehen der BVV wichtige Informationen für die zeitnahe Kontrolle des Bezirksamtes und seiner Politik verloren.

Das Bezirksamt ist in der Vergangenheit seiner Informationspflicht nicht in ausreichendem Maße nachgekommen, dies gilt es nunmehr in ein geregeltes Verfahren zu überführen.

Berlin, den 09.09.2014
Herr Olschewski, Ralf






Frau Preußker, Wanda
Fraktion der CDU
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